
   

 
 
 

Öffentliche Gemeinderatssitzung 
 
Am Montag, 17. Februar 2020 findet um 19:00 Uhr im Sitzungssaal des Rathauses eine öffentliche 
Sitzung des Gemeinderates statt.  
 
Hierzu sind alle Einwohner eingeladen.   

 
Folgende Tagesordnung kommt zur Beratung: 
 

  
1. Einwohnerfragestunde 

 
2. Bauanträge: 

 
a) Neubau von fünf Reihenhäuser und einem Doppelhaus 
    Bruchstr., Flst. Nr. 5688, 5689, 5690, 5691/1 
 
b) Neubau eines Einfamilienhauses mit Doppelgarage 
    Offenburger Str., Flst. Nr. 5406/2 
 

3. Car-Sharing 
 

4. Ortskernerneuerung: Leuchtenauswahl 
 

5. Fundtiervertrag 
 

6. Bekanntgabe von Beschlüssen aus der letzten nichtöffentlichen Sitzung 
 

7. Verschiedenes / Mitteilungen                         
 

8. Wünsche und Anträge 
 

 
 
Anschließend findet eine nichtöffentliche Sitzung statt.  

 
Markus Vollmer 
Bürgermeister 
 
 
 



 

Beratungsergebnis: 
 

 Zustimmung:                  einstimmig      mehrheitlich             ja:           nein:     Enth.: 
 

 Ablehnung:                     einstimmig      mehrheitlich             ja:           nein:     Enth.: 

 

 

Gemeinde 
Ortenberg 

Vorlage 

 

Gemeinderatssitzung   
17. Februar 2020 

bearbeitet von: 
Jonas Lehmann 

 Öffentlich 

 Nichtöffentlich 

 Anlagen 

 

TOP 2a 
 

 
 

 

Bauantrag an die Gemeinde Ortenberg 

 

 

Sachverhalt 
 
Verz.Nr. 20/2019 
 
Bauvorhaben: Neubau einer Wohnhaussiedlung aus 5 Reihenhäuser und einem Dop-

pelhaus 
 
 
Baugrundstück: Bruchstr., Flst. Nr. 5688, 5689, 5690, 5691/1 
 
 
Lage: im Bereich des Bebauungsplans „Bruchstraße“ (§ 30 BauGB) 
 
Die Bauherrschaft plant den Neubau von fünf Reihenhäusern und einem Doppelhaus in der zweiten 
Reihe hinter dem Anwesen Bruchstr. 15. Der Bebauungsplan wurde in enger Abstimmung mit der Bau-
herrschaft erstellt, das Verfahren wurde bereits 2009 eingeleitet. Seit 2018 ist die öffentliche Erschlie-
ßungsstraße hergestellt (Anlage 1). 
 
Zu dem Vorhaben wurden bereits mehrere Bauanträge eingereicht. Allerdings wurden Festsetzungen 
des Bebauungsplanes und des Bauordnungsrechtes außer Acht gelassen, sodass das Vorhaben vom 
Gemeinderat in seiner Sitzung vom 21. Oktober 2019 (Anlage 3) abgelehnt und auch von der Bau-
rechtsbehörde am 9. Oktober 2019 als nicht genehmigungsfähig eingestuft.  
 
Am 17. Januar 2020 hat der Bauherr erneut einen Bauantrag eingereicht.  
 
Formale und inhaltliche Bestimmungen und Festsetzungen des Bebauungsplanes werden eingehalten, 
abgesehen von einer Überschreitung der südlichen Baugrenze um 92 cm. Für diesen Punkt wird eine 
Befreiung beantragt (siehe Anlage 2).  
 
Die Verwaltung sieht eine Befreiung aufgrund der Reduzierung des Abstandes zu den landwirtschaftli-
chen Grundstücken vor dem Hintergrund einer möglichen Spritzwasserabdrift und damit einhergehen-
der Interessenskonflikte kritisch. Auch der Bauherrschaft sollte diese Konfliktgefahr bekannt sein, da 
der Bebauungsplan in sehr enger Abstimmung mit der Bauherrschaft erstellt und dort dieser intensiv  
erörtert wurde.  
 
  



 

 

 

Beratungsergebnis: 
__  Zustimmung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja: nein: Enth.: 
 

__  Ablehnung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja nein: Enth.: 

 

 

 
Neben der bauplanungsrechtlichen Zuständigkeit ist die Gemeinde auch als Grundstückseigentümer 
vom Bauvorhaben tangiert:  
 
Aus dem Lageplan ist zu entnehmen, dass im Westen des Baugebiets auf dem Flurstück Nr. 142, dem 
im Eigentum der Gemeinde stehenden ehemaligen Gewässergrundstück, ein Fahrradschuppen ge-
plant ist. Auch die im Bebauungsplan als private Verkehrsfläche dargestellte Erschließungsstraße be-
findet sich teilweise auf den Grundstücken Flurst. Nr. 5760/1 und Nr. 142, die sich im Eigentum der 
Gemeinde befindet. Daher wird von der Baurechtsbehörde eine Baulast in der Weise gefordet, dass 
bauordnungsrechtlich die gemeindeeigenen Flächen als mit den Baugrundstücken vereinigt betrachtet 
werden können (Vereinigungsbaulast, siehe Anlage 4). Üblicherweise wird dies bei Eigentümeridentität 
benachbarter Grundstücke praktiziert. Ob dieser Baulast zugestimmt wird, soll der Gemeinderat ent-
scheiden. 
 
Nach Ansicht der Verwaltung könnte der Vereinigungsbaulast zugestimmt werden, soweit die Herstel-
lung der privaten Verkehrsfläche betroffen ist, nichz jedoch hinsichtlich der Bebauung mit Gebäudetei-
len. Die Baulastübernahme sollte daher abgelehnt werden.  
 
 
 
 
Beschlussvorschlag 
 
1. Dem Antrag auf Befreiung von den Festsetzungen des Bebauungsplanes wird nicht statt gegeben. 
Das Einvernehmen nach § 36 BauGB wird nicht erteilt.  
 
2. Die Übernahme der geforderten Baulast wird abgelehnt.  
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

 

Beratungsergebnis: 
__  Zustimmung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja: nein: Enth.: 
 

__  Ablehnung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja nein: Enth.: 
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Beratungsergebnis: 
__  Zustimmung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja: nein: Enth.: 
 

__  Ablehnung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja nein: Enth.: 

 

 



 

 

 

Beratungsergebnis: 
__  Zustimmung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja: nein: Enth.: 
 

__  Ablehnung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja nein: Enth.: 

 

 

 



 

 

 

Beratungsergebnis: 
__  Zustimmung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja: nein: Enth.: 
 

__  Ablehnung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja nein: Enth.: 

 

 



 

 

 

Beratungsergebnis: 
__  Zustimmung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja: nein: Enth.: 
 

__  Ablehnung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja nein: Enth.: 

 

 



 

 

 

Beratungsergebnis: 
__  Zustimmung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja: nein: Enth.: 
 

__  Ablehnung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja nein: Enth.: 

 

 



 

 

 

Beratungsergebnis: 
__  Zustimmung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja: nein: Enth.: 
 

__  Ablehnung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja nein: Enth.: 
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Gemeinde 
Ortenberg 

Vorlage 

 

Gemeinderatssitzung   
21. Oktober 2019 

bearbeitet von: 
Jonas Lehmann 

 Öffentlich 

 Nichtöffentlich 

 Anlagen 

 

TOP 2b 
 

 
 

 

Bauantrag an die Gemeinde Ortenberg 

 

 

Sachverhalt 
 
Verz.Nr. 20/2019 
 
Bauvorhaben: Neubau einer Wohnhaussiedlung aus 5 Reihenhäuser und einem Dop-

pelhaus 
 
 
Baugrundstück: Bruchstr., Flst. Nr. 5688, 5689, 5690, 5691/1 
 
 
Lage: im Bereich des Bebauungsplans „Bruchstraße“ (§ 30 BauGB) 
 
Da zunächst das falsche Verfahren gewählt wurde, ist nun zum zweiten Mal der Bauantrag von IVM 
GmbH bei der Gemeinde Ortenberg eingegangen. 
 
Die Bauherrschaft plant den Neubau von fünf Reihenhäuser und einem Doppelhaus in der zweiten 
Reihe hinter dem Anwesen Bruchstr. 15.  
 
Die oben genannten Flurstücke liegen im Bereich des Bebauungsplanes „Bruchstr.“. Von der Verwal-
tung und der Baurechtsbehörde wurden mehrere Abweichungen zum Bebauungsplan und Verstöße 
gegen die Landesbauordnung festgestellt: 
 
1. Der Bebauungsplan „Bruchstraße - 2. Änderung“ schreibt ein II-geschossige Bauweise vor. Laut 
Vollgeschossigkeitsnachweis des Vermessers ist das Dachgeschoss der Reihenhäuser jedoch ein gan-
zes Vollgeschoss. Somit liegt eine III-geschossige Bauweise vor. 
 
2. Laut Bebauungsplan sind pro Wohnung 2 Stellplätze erforderlich. Für die 5 Reihenhäuser fehlen 
somit weitere 5 Stellplätze. 
 
3. Der Abstand der Carports vor dem Doppelhaus widerspricht der Festsetzung Ziffer 7 des Bebau-
ungsplans „Bruchstraße - 2. Änderung“. Danach muss der Abstand von Carports zur Verkehrsfläche 
mindestens 1,0 m betragen, geplant ist in der vorliegenden Fassung lediglich ein Abstand von 0,5 m. 
 



 

 

 

Beratungsergebnis: 
__  Zustimmung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja: nein: Enth.: 
 

__  Ablehnung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja nein: Enth.: 

 

 

Die Erdterrassen der Reihenhäuser liegen komplett außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche 
bzw. über der südlichen Baugrenze. Hierfür wäre ein Antrag auf Befreiung erforderlich. 
 
Der Abstand zwischen dem Doppelhaus und den Reihenhäuser widerspricht § 5 LBO. 
 
Außerdem hat die Baurechtsbehörde das Fehlen mehrerer Unterlagen festgestellt. 
 
Die Verwaltung schlägt daher vor, das Einvernehmen gemäß § 36 Abs. 2 BauGB nicht zu erteilen. 
 
 
 
 
Beschlussvorschlag 
 
Der Gemeinderat beschließt, das Einvernehmen NICHT zu erteilen. 
 
 
  



 

 

 

Beratungsergebnis: 
__  Zustimmung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja: nein: Enth.: 
 

__  Ablehnung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja nein: Enth.: 
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Beratungsergebnis: 
__  Zustimmung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja: nein: Enth.: 
 

__  Ablehnung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja nein: Enth.: 

 

 

Das Baugrundstück Flurst. Nr. 5406/2 wurde vom Flurst. Nr. 5406/1 abgetrennt, was im Aus-
zug aus der Liegenschaftskarte noch nicht erkennbar ist. Es liegt auf der westlichen Seite 
von Flurst. Nr. 5406/1 und grenzt an Flurst. Nr. 9063 an. 
 
Die Verwaltung ist der Auffassung, dass die Befreiung im Sinne von § 31 BauGB für die 
Überschreitung der zulässigen Dachneigung wie auch für die Festsetzung der Dachfarbe 
erteilt werden kann. Die Regelungen können als nicht mehr zeitgemäß angesehen werden 
und in einigen anderen Fällen im Geltungsbereich des B-Plans wurde in der Vergangenheit 
ebenfalls hiervon abgewichen. Gleichzeitig soll ein genereller Beschluss gefasst werden, 
künftig im Bereich des Bebauungsplanes Hauptstraße II Befreiungen für die festgesetzte 
Dachneigung von 36 bis 52 Grad und für die Dachfarbe zu erteilen und die Regelungen bei 
der nächsten Änderung anzupassen. 
 
Beschlussvorschlag 
 
1. Der Gemeinderat stellt das Einvernehmen gemäß § 36 BauGB für die beantragten Befrei-
ungen (Dachneigung 22 Grad und Farbe der Ziegeleindeckung in anthrazit). 
 
2. Der Gemeinderat beschließt, auch künftige Befreiungungsanträge von der Regelung der 
Dachneigung 36 bis 52 Grad im Bereich des Bebauungsplanes „Hauptstraße II“ zu befürwor-
ten. 
 
3. Der Gemeinderat beschließt auch künftige Befreiungungsanträge im Bereich des Bebau-
ungsplanes „Hauptstraße II“ bezüglich der verwendeten Ziegelfarbe, insoweit es sich um eine 
übliche Ziegelfarben (z.B. anthrazit) handelt, zu befürworten. 
 
4. Der Gemeinderat beabsichtigt, die geltende Regelung der Dachneigung und Ziegelfarbe 
bei einer der nächsten Bebauungsplanänderungen zu ändern. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 

 

Beratungsergebnis: 
__  Zustimmung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja: nein: Enth.: 
 

__  Ablehnung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja nein: Enth.: 

 

 



 

 

 

Beratungsergebnis: 
__  Zustimmung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja: nein: Enth.: 
 

__  Ablehnung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja nein: Enth.: 

 

 

 



 

 

 

Beratungsergebnis: 
__  Zustimmung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja: nein: Enth.: 
 

__  Ablehnung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja nein: Enth.: 

 

 



 

 

 

Beratungsergebnis: 
__  Zustimmung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja: nein: Enth.: 
 

__  Ablehnung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja nein: Enth.: 

 

 

 

 



Beratungsergebnis: 
 

 Zustimmung:                  einstimmig      mehrheitlich             ja:           nein:     Enth.: 
 

 Ablehnung:                     einstimmig      mehrheitlich             ja:           nein:     Enth.: 

 

 

Gemeinde 
Ortenberg 

Vorlage 
 

Gemeinderatssitzung   
17. Februar 2020 

bearbeitet von: 
Markus Vollmer 

 Öffentlich 

 Nichtöffentlich 

 Anlage/n 

TOP 3 

 

 
Car-Sharing 

 
 

 

Sachverhalt und Begründung 
 

Der Haushaltsplan 2020 enhält unter dem Produkt 5470 (Förderung des ÖPNV) im Erfolgsplan 
einen Ansatz von 4.200 EUR über einen Zuschuss zu einem Car-Sharing-Projekt. Der Haus-
haltsansatz ist mit einem Sperrvermerk versehen und kann nur mit Beschluss des Gemeindera-
tes bewirtschaftet werden.  
 
Es gibt in Ortenberg eine Gruppe von ca 10 Interessenten, die ein Car-Sharing-Pool aufbauen 
wollen.Bereist seit vergangenen Frühjahr wird regelmäßig im Amtsblatt geworben, am 18. Sep-
tember 2019 fand auch eine Infoveranstaltung im Foyer der Festhalle statt.    
 
Der favorisierte private Partner (Car-Sharing-Südbaden aus Freiburg) schlägt ein Finanzie-
rungsmodell mit einer Defizitgarantie durch die Gemeinde vor. Das angedachte E-Auto kostet 
rund 700 € im Monat, also 8.400 € pro Jahr. Diesen Betrag gilt es durch die Nutzung zu erwirt-
schaften. Die Initiative bringt z.B. 4.200 €/Jahr bzw. 350 €/Monat ein in Form von Fahrtguthaben 
sowie Sponsoren ein. Den Rest z.B. 4.200 € (50%) bringt nach dessen Vorschlag die Gemeinde 
ein. 
  
Sollte das Fahrzeug stark genutzt werden (Umsatz einfährt) erhält die Gemeinde den Umsatz 
dann wieder zurück, sie garantiert also nur für das Defizit. Diese Defizitgarantie könnte zunächst 
für ein Jahr laufen. 
 
Im Zuge der Haushaltsplanberatung hatte der Gemeinderat der Aufnahme eines mit einem 
Sperrvermerk versehenen Ansatzes in den Haushaltsplan 2020 zugestimmt. Eine Sachent-
scheidung sollte gesondert erfolgen. Zur Unterstützung der Meinungsfindung im Gemeinderat 
wird die Ortenberger Car-Sharing-Initiative sich und das angedachte Modell vorstellen.  
 
Eine Sachentscheidung kann bereits in dieser Sitzung erfolgen (sofern aus der Mitte ein Antrag 
auf Abstimmung gestellt und dem mehrheitlich zugestimmt wird), oder in einer der folgenden Sit-
zungen.   
 

 
 

Beschlussvorschlag 
 
 

Wird in der Sitzung formuliert.  

 

Notizen: 
 

 







Beratungsergebnis: 
 

 Zustimmung:                  einstimmig      mehrheitlich             ja:           nein:     Enth.: 
 

 Ablehnung:                     einstimmig      mehrheitlich             ja:           nein:     Enth.: 

 

 

Gemeinde 
Ortenberg 

Vorlage 
 

Gemeinderatssitzung   
17. Februar 2020 

bearbeitet von: 
Markus Vollmer 

 Öffentlich 

 Nichtöffentlich 

 Anlage/n 

TOP 5 

 
 

 

Fundtiervertrag 
 

 
 
 

Sachverhalt 
 
Die Gemeinden sind nach § 5a AGBGB als zuständige Fundbehörde (§§ 965 bis 967 und 973 bis 
976 BGB) zur Aufnahme und Unterbringung von Fundtieren bis zu sechs Monaten verpflichtet. Zur 
Erfüllung dieser Verpflichtung hat die Gemeinde den Tierschutzverein Offenburg-Zell a. H. beauf-
tragt. Der Fundtiervertrag wurde 2015 und 2018 jeweils einhergehend mit Entgeltanpassungen an-
gepasst.  
 
Die Entgelte gliedern sich in eine Einwohnerpauschale und Fallpauschalen für die Aufnahme und 
Unterbringung von Katzen und Hunden.  
 
Der Aufwand der Jahre 2016 bis 2019 lag im Durchschnitt bei ca. 600 EUR p.a. und entfällt auf jähr-
lich 4 Katzen und 2 Hunde.  
 
Hinzu kommt die Einwohnerpauschale als Grundbetrag. Dieser betrug bisher 0,40 EUR /EW, künftig 
0,50 EUR/EW zzgl. MWAT ca. 2.000 EUR.  
 
Da das Fundtieraufkommen und der Aufwand daher kaum kalkulierbar ist enthält der Haushaltsplan 
einen Ansatz von 4.000 EUR.   
 
Neu hinzu kommen die Gebührentatbestände für Behandlung gegen Parasitenbefall (20 EUR) und 
bei Verletzungen (10 EUR) bei Katzen sowie eine Gebühr für die Abholung außerhalb der Öff-
nungszeiten (50 EUR).  
 
Der Tierschutzverein führt für diese Maßnahme insbesondere gestiegene Kosten und gesetzliche 
Verpflichtungen der Fundbehörden (Gemeinde) ins Feld (Anlage 1).  
 
Mehrere andere Gemeinden – u. a. auch die Stadt Offenburg - haben den Vertrag zu gleichen Kon-
ditionen bereits abgeschlossen. 
 
Die Gebührentabelle ab 2020 ist der Anlage beigefügt (Anlage 2), ebenso die bisherige Gebühren-
tabelle (Anlage 3).Der neue Vertragstext – der von der Aufnahme eines Satzes 2 in § 3 Abs. 3 dem 
bisherigen entspricht - ist der Anlage 4 beigfügt.  
 
 
 

Beschlussvorschlag 
 
Der Gemeinderat beschließt den Abschluss des Fundtiervertrages zu den genannten Konditionen.  

 

 

 



 

Beratungsergebnis: 
__  Zustimmung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja: nein: Enth.: 
 

__  Ablehnung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja nein: Enth.: 
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Von: Uwe Dindas [Tierschutzverein Offenburg] [mailto:u.dindas@tierschutzverein-offenburg.de]  
Gesendet: Montag, 16. Dezember 2019 08:45 

An: Schneider Irene <Irene.Schneider@ortenberg.de> 

Betreff: Fundtiervertrag 

 

Sehr geehrte Frau Schneider, 

in der Anlage übersende ich Ihnen unser Angebot für eine Neuregelung des Fundtiervertrags. 

Sollte sich aufgrund der noch ausstehenden Vereinbarung mit der Stadt Offenburg noch etwas zu Gunsten der Gemeinden verändern, 

werden wir diese Konditionen selbstverständlich auch für die Gemeinde Ortenberg übernehmen. 

Noch einige Erläuterungen zum Angebot: 

- Neben einer aus unserer Sicht moderaten Anhebung der Pro-Kopf-Pauschale und der Tagessätze haben wir erstmalig auch eine 

Pauschale für die Abholung eines Fundtieres außerhalb der Betriebszeiten der Tierherberge aufgenommen. Unsere Mitarbeiter sind 

im Rahmen einer Rufbereitschaft über die Polizei außerhalb der Betriebszeiten erreichbar. Muss ein Tier abgeholt werden, müssen 

wir diese Arbeitszeit vergüten. Dies war bislang in 2019 für alle Gemeinden zusammen zwölf Mal erforderlich. 

- Darüber hinaus möchten wir auch die geltende Rechtslage besser berücksichtigen, nach der die Gemeinden ebenfalls die Behand-

lungskosten bei Verletzungen, akuten Krankheiten sowie Parasitenbefall zu tragen haben. 

- Da wir äußerst selten Fundhunde haben, die akut behandelt werden müssen, und diese ohnehin in den meisten Fällen an den Halter 

zurückgegeben werden, dem evtl. anfallende Behandlungskosten weiterberechnet, würden wir hier nur im Einzelfall ggf. auf Sie zu-

kommen. 

- Bei Katzen schlagen wir eine Pauschale für Parasitenbehandlung vor, da ausnahmslos jede Fundkatze behandelt wird. 

- Darüber hinaus haben wir eine Pauschale für die Behandlung akuter Verletzungen bei Fundkatzen aufgenommen. Sie gilt für jede 

Fundkatze unabhängig davon, ob eine Verletzung vorliegt und soll dazu dienen, die Kosten insgesamt zu decken, da in Anbetracht 

der Anzahl der Fundkatzen eine Einzelabrechnung hier nicht praktikabel erscheint. 

- Bei Rückgabe an den Eigentümer werden die Behandlungskosten selbstverständlich nicht berechnet. 

- Die Kosten für Kastration/Sterilisation werden weiterhin durch den Tierschutzverein übernommen. 

Ich würde mich freuen, wenn Ihnen der Vorschlag zusagt und wir die Fundtieraufnahme auch in den nächsten Jahren sicherstellen dürfen. 

Ihr Einverständnis vorausgesetzt nehmen wir Fundtiere natürlich auch nach dem 31.12.2019 auf, sofern ein neuer Vertrag erst im nächs-

ten Jahr abgeschlossen wird. 

Ich bedanke mich für Ihre Bemühungen und stehe für Rückfragen gerne zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 

Uwe Dindas 

____________________________________________________________________________________ 

Tierschutzverein Offenburg – Zell a. H.  e. V. 

1. Vorsitzender: Uwe Dindas                              Vereinsregister beim Amtsgericht Freiburg i. Br. VR 470081          USt-ID  DE217337053 

Postanschrift                                                       Tierherberge 
Am Flugplatz 2c                                                   Am Flugplatz 2c 
77656 Offenburg                                                  77656 Offenburg 
info@tierschutzverein-offenburg.de                  Tel. (07 81) 33 33 3 

www.tierschutzverein-offenburg.de 



 

Beratungsergebnis: 
__  Zustimmung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja: nein: Enth.: 
 

__  Ablehnung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja nein: Enth.: 
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Beratungsergebnis: 
__  Zustimmung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja: nein: Enth.: 
 

__  Ablehnung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja nein: Enth.: 
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Beratungsergebnis: 
__  Zustimmung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja: nein: Enth.: 
 

__  Ablehnung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja nein: Enth.: 
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Beratungsergebnis: 
__  Zustimmung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja: nein: Enth.: 
 

__  Ablehnung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja nein: Enth.: 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 



 

Beratungsergebnis: 
__  Zustimmung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja: nein: Enth.: 
 

__  Ablehnung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja nein: Enth.: 

 

 

 

 

 

 


